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Die Weissagung des Propheten

„Eines Tages wird es einen Riss in Amerika geben.  
Ein beträchtlicher Teil der Wählerschaft  

wird zu dem Schluss kommen, dass das ‚System‘  
gescheitert ist, und wird sich nach  

dem starken Mann umsehen, den es wählen kann.  
Der wird ihnen versichern, dass nach seiner Wahl  

die schmierigen Bürokraten, die Winkeladvokaten,  
die überbezahlten Fondsmanager  

und die postmodernen Professoren  
nichts mehr zu sagen haben werden.  

Ist ein solcher ‚Strongman‘ einmal gewählt,  
vermag niemand zu sagen, was passieren wird.“ 

Richard Rorty, Stolz auf unser Land, 1999
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Vorwort

Ist Demokratie womöglich eine „beliebige Laune des Volkes“? Platon 
selbst war davon überzeugt, dass eine ‚vernünftige‘ Regierung nur 
dann funktionieren kann, wenn sie sich von diesen Launen fernhält. 
Platon hat gewissermaßen ‚Hochkonjunktur‘ in unseren Zeiten. Der 
US-amerikanische Philosoph Jason Brennan (Brennan 2017) knüpft 
an diesen Befund Platons an und argumentiert gegen die Demokra-
tie wie wir sie kennen. Statt die Macht in die Hände von schlecht infor-
mierten, irrationalen Menschen zu legen, empfiehlt er eine Herrschaft 
der Wissenden. Vielleicht muss man sogar so weit gehen wie der bel-
gische Historiker David van Reybrouck (Van Reybrouck 2017), der 
Wahlen und Abstimmungen für nicht demokratisch hält. Stattdessen 
empfiehlt er eine Wiederbelebung des Losverfahrens – wie im Alten 
Athen. Und der französische Historiker Pierre Rosanvallon (Rosan-
vallon 2017) stellt nüchtern fest, dass es ein „eindeutig formuliertes 
und explizit in Frage gestelltes ‚Originalmodell‘ der Demokratie“ ohne-
hin nie gegeben habe.

Wenn man die Sorgen der Menschen, ihre Unzufriedenheit und 
ihr Misstrauen gegenüber Politik und Politikern nicht ernst nimmt, 
droht eine Entscheidung des Volkes mit weitreichenden Folgen, wie 
etwa das Votum der Briten, aus der Europäischen Union auszuschei-
den (Brexit). Wenn Frust und Wut der Wahlbürger überkochen, kann 
es zur Wahl eines Donald Trump zum US-Präsidenten und damit 
zur Abkehr von fast allen bisher geltenden Regeln kommen. Das Ende 
der Rationalität in der Politik scheint nahe zu sein. Offenbar stellt 
das Jahr 2017 eine Zäsur dar, die mit der des Jahres 1917 vergleich-
bar ist. Ein neues Zeitalter hat begonnen, der Untergang der Demo-
kratie ist ebenso möglich wie ihre Renaissance.
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Die Herrschenden sind nicht nur überrascht von der Reaktion der 
Beherrschten, sondern sie sind entsetzt. Sie fallen gewissermaßen 
„aus allen Wolken“. Offenbar ist alles möglich – auch der Verlust der 
eigenen Position –, wenn man das Volk entscheiden lässt. Trifft also 
Richard Rortys pessimistische Sicht zu, dass die Eliten – angesichts 
der vielfältigen Gefahren – davon überzeugt sind, dass die Demo-
kratie zerstört werden muss, um sie zu retten? Schließlich wissen 
diese Eliten doch offenbar sehr viel besser, was für die Menschen gut 
ist, als diese selbst. Mit anderen Worten: Zunächst müssen die Bür-
gerinnen und Bürger zum ‚Guten‘ erzogen werden, bevor man sie 
wählen lassen kann. Der Siemens-Vorstandsvorsitzende Joe Kaeser 
hat diese Arroganz der Mächtigen in nüchternen Worten kritisiert, 
indem er das Ergebnis der Bundestagswahl 2017 bewertete: „Das ist 
auch eine Niederlage der Eliten in Deutschland“.

Die „Sackgasse der Gegenwart“ war und ist allgegenwärtig, wurde 
bislang aber verdrängt. Das scheint sich jetzt – zumindest partiell – 
geändert zu haben. Es geht mir daher in den folgenden Kapiteln 
darum, den jüngsten Verwerfungen in der politischen Landschaft 
nachzuspüren, die mit den Begriffen Postdemokratie, Populismus 
und postfaktische Demokratie nur unzureichend zu erfassen sind. 
Krise und Grenzen der Demokratie müssen ausgelotet, das Macht-Drei-
eck „Staat – Macht – Legitimität“ beleuchtet und schließlich die 
Zukunft der Demokratie in den Blick genommen werden. Die gebets-
mühlenartig wiederholte Formel von der Alternativlosigkeit der Poli-
tik hatte sich wie Mehltau auf die deutsche Gesellschaft gelegt. Die 
Forderung nach politischer Korrektheit diente als Instrument einer 
uneingestandenen Zensur und lähmte jede politische Diskussion in 
der Öffentlichkeit. Eine Demokratie ohne die Diskussion ihrer Bür-
ger und Bürgerinnen ist aber ein Widerspruch in sich und auf Dauer 
nicht lebensfähig. 

Die terroristische Bedrohung ist durch die jüngsten Anschläge 
nun auch für Deutschland hautnah zu spüren. In Verbindung mit 
dem zeitweisen Kontrollverlust des Staates in der Flüchtlingspolitik, 
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als im Herbst 2015 durch Öffnung der Grenzen der Schutz des deut-
schen Staatsgebietes aufgegeben wurde, führt dies zu einer brisan-
ten Situation der Unsicherheit. Sie kann nicht wegdiskutiert werden, 
weil das Sicherheitsversprechen des Staates zu seinen wichtigsten 
Legitimationsgrundlagen gehört. Thomas Hobbes (1588–1679) hat 
bereits im 17. Jahrhundert davor gewarnt, dass ein Staat (Leviathan), 
der die Sicherheit seiner Bürger nicht mehr zu garantieren in der 
Lage oder willens ist, seine Existenzberechtigung verlieren kann. 

Bei näherer Betrachtung des politischen Geschehens wird deut-
lich, welch große Bedeutung der Symbolik für Staat und Politik 
zukommt. „Ich glaube fest daran, dass das moderne politische Leben 
den Sinn für das Symbolische wiederfinden muss“, sagt der franzö-
sische Staatspräsident Emmanuel Macron im Gespräch mit dem Spie-
gel. Mit Symbolen lassen sich sowohl Glanz und ‚gloire‘ erzeugen als 
auch – u. U. gleichzeitig – unlautere politische Machenschaften ver-
bergen. Meist geschieht dies mit Hilfe der „arcana imperii“, der gehei-
men Herrschaftstechniken, im Verborgenen; die Bürger sollen nicht 
wissen, was die Politiker so treiben. Symbolische Politik – also die 
Ankündigung von Maßnahmen, von denen man bereits im Vorhin-
ein weiß, dass sie sich so gar nicht durchführen lassen – ist ein belieb-
tes Instrument der Politik, vor allem vor und in Wahlkämpfen. Sehr 
zu Recht hat Pierre Bourdieu (1930–2002) der symbolischen Macht 
daher außerordentliche Bedeutung beigemessen. Er ist auch derje-
nige, der die gewaltlose, nahezu absolute Macht der Herrschenden 
über die Beherrschten verblüffend plausibel erklären kann.

Mit dem Brexit und der Wahl Donald Trumps scheint alles anders 
geworden zu sein. Die politische Landkarte der Welt hat sich wie 
nach einem riesigen Erdbeben verändert („Armageddon“). Wie tek-
tonische Platten verschieben sich die Weltmächte über und unter das 
von ihnen beherrschte bzw. beanspruchte Territorium. Die einen 
driften auseinander, die anderen bewegen sich aufeinander zu. Die 
Grenzen von Interessensphären werden neu vermessen. Nach einer 
quälend langen Phase der Stagnation steht auch die Demokratiefrage 
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wieder im Zentrum der Diskussion. Führende Politiker beginnen 
sich für ihr Untätigsein in der Krise zu rechtfertigen. Das verhee-
rende Abschneiden der beiden Partner der Großen Koalition, CDU/
CSU und SPD, und der Wahlerfolg der AfD bei der Bundestagswahl 
2017 befeuern die Diskussion. 

Die Demokratie lebt aber nicht nur vom Engagement der Politi-
ker, sondern vor allem auch von der Zivilcourage ihrer Bürger. Poli-
tische Rechte müssen mutig eingefordert und verteidigt werden. Sie 
existieren nicht, weil sie auf einem Blatt Papier (Text des Grundge-
setzes) stehen, „sondern erst, wenn sie der Bevölkerung in Fleisch 
und Blut übergegangen sind und jeder Versuch, sie außer Kraft zu 
setzen, gewaltsamen Widerstand hervorruft“ (Rücker 1989). Wenn 
aus Wutbürgern Mutbürger werden, die mutig genug sind, ihre Rechte 
trotz möglicher Repressalien auch öffentlich zu verteidigen, ist die 
Demokratie trotz aller Widrigkeiten und Widerstände doch noch zu 
retten.

Die Kapitel dieses Buches sind teils überarbeitete Fassungen von 
Beiträgen, die ich in anderem Zusammenhang an anderer Stelle ver-
öffentlicht habe, teils von unveröffentlichten Vorträgen, die ich in 
der letzten Zeit gehalten habe. Ziel dieser Abhandlung ist es, sowohl 
die Widerstandsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger gegenüber 
dem unbeschränkten Machtanspruch der herrschenden Eliten zu 
stärken als auch das große und bisher weitgehend ungenutzte Selbst-
regierungspotenzial des Souveräns Volk im Rahmen einer partizi-
patorischen Demokratie zu stärken. Dabei geht es um die politische 
Mitwirkung möglichst Vieler in möglichst vielen Bereichen.
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Die Arroganz der Macht – Muss die 
Demokratie wirklich zerstört werden, 
damit sie gerettet werden kann?

„Es gibt immer zwei Parteien,  
die Partei der Vergangenheit  

und die Partei der Zukunft […],  
das Establishment und die Bewegung.“ 

Ralph Waldo Emerson, 1803–1882

Die schier unglaubliche Arroganz der Macht scheint an ihre Gren-
zen gekommen zu sein. Die Selbstverständlichkeit, mit der bislang 
selbst ernannte Eliten in Politik, Wirtschaft, Kultur und Medien, das 
sog. „Establishment“, den „einfachen Leuten“ ihre ideologische Sicht 
der Politik aufgenötigt haben, ist erschüttert worden. Die Menschen 
sind plötzlich aufgewacht und nutzen ihre Bürgerrechte und nicht 
zuletzt ihr Wahlrecht, um der unerwünschten ‚Erziehungsdemokra-
tie‘ eine Abfuhr zu erteilen. Sie wollen nicht länger wie unmündige 
Schüler ‚umerzogen‘ werden. Den überaus anmaßenden ‚Alleinver-
tretungsanspruch‘ der Herrschenden für den Besitz der Wahrheit neh-
men sie nicht mehr ohne Weiteres hin. Nach einer quälend langen 
Phase der Stagnation steht die Demokratiefrage – scheinbar uner-
wartet – wieder im Zentrum der Diskussion. Das Establishment ist 
ratlos.
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1. Wer herrscht in der Demokratie?

Ein kleiner Teil des Staates ist in tatsächlicher, ein großer in symboli-
scher Demokratie verfasst. Das ist eine bittere Erkenntnis angesichts 
des Versprechens der Demokratie auf ein Leben aller Bürgerinnen und 
Bürger in Würde und Selbstbestimmung. Ist die real existierende Demo-
kratie lediglich ein Herrschaftssystem, in dem der Wähler alle vier bis 
fünf Jahre bestenfalls zwischen verschiedenen Gruppierungen der „poli-
tischen Klasse“ auswählen kann, wobei sich zumeist wenig ändert? 
„Streng genommen haben wir bisher eigentlich noch kein vollkommen 
‚demokratisches‘ System erlebt“, schreibt dazu der französische Histo-
riker Pierre Rosanvallon in seinem Buch Die Gegen-Demokratie (2017). 
Gehört also mehr dazu, wie z. B. die Mitwirkung des Staatsvolkes an 
wichtigen politischen Entscheidungen von nationalem Interesse? Wer 
‚herrscht‘ in der Demokratie, das Volk, wie es der griechische Ursprung 
des Wortes vermuten lässt, eine ‚wohlmeinende‘ Regierung oder eine 
selbst ernannte Elite aus Wirtschaft, Politik und Medien? Lässt sich 
Demokratie auch außerhalb des Nationalstaates verwirklichen, z. B. als 
kosmopolitische Demokratie, und ergeben sich daraus Verpflichtun-
gen für die Gesellschaft als Ganze sowie für den einzelnen Bürger? Und 
wozu ist die Demokratie überhaupt da? Gibt es übergeordnete Krite-
rien, hinter denen das Demokratische zwingend zurücktreten muss? 
Wer entscheidet darüber: Parlamente, Regierungen, Gerichte, Medien, 
die Zivilgesellschaft, die heimischen Konzerne, der internationale 
Finanzsektor oder die ‚Weltmeinung‘? Ist das allgemeine Wahlrecht 
noch ‚zeitgemäß‘, wäre ein Lossystem nach Athenischem Vorbild vor-
zuziehen oder sollten überhaupt nur ausgewählte Personen wählen 
dürfen? Ist das Parlament der richtige Ort, um weitreichende politi-
sche Entscheidungen zu treffen? Und ist der Nationalstaat hierfür der 
‚passende‘ Rahmen? Trifft die pessimistische Sicht des US-amerikani-
schen Philosophen Richard Rorty (1931–2007) zu, dass die Eliten davon 
überzeugt seien, dass die Demokratie – angesichts der akuten Terror-
gefahr – zerstört werden müsse, damit sie gerettet werden kann?



3

Die Arroganz der Macht

Das Jahr 2017 ist zu einem ‚Schlüsseljahr‘ geworden, weil das 
‚Phlegma‘ der Wähler endlich durchbrochen wurde. Große Ereig-
nisse haben zu erheblichen Verwerfungen der politischen Landschaft 
geführt. Es ist, als ob ein neues Zeitalter angebrochen wäre. Das 
‚lange‘ 20. Jahrhundert ist endgültig zu Ende. In den Medien – und 
nicht nur in den Leserbriefen – werden plötzlich Meinungen geäu-
ßert und Fragen gestellt, die bisher als „politisch unkorrekt“ tabu-
isiert waren. Der Mut zur eigenen Meinung kehrt allmählich zurück. 
Politiker und Journalisten ergehen sich plötzlich in – allerdings oft 
nur scheinheiligen – Appellen an die Bürger zur Diskussionsbereit-
schaft. Noch sind politische Praxis und Politikwissenschaft ratlos, 
wie die Situation einzuschätzen ist und wie es weitergehen wird. Erste 
– erkennbar unzureichende – Erklärungsansätze unter dem Stich-
wort ‚Populismus‘ machen die Runde. Die Entscheidung des briti-
schen Volkes, das in einem Referendum am 23. Juni 2016 mehrheit-
lich gegen den Verbleib Großbritanniens in der Europäischen Union 
gestimmt hat, sowie die Wahl Donald Trumps zum 45. Präsidenten 
der Vereinigten Staaten von Amerika haben die politischen Rahmen-
bedingungen drastisch verändert. Nichts ist mehr so wie es noch bis 
vor kurzem zu sein schien. Die etablierten Politiker versuchen müh-
sam, sich in der neuen politischen Umwelt zurechtzufinden und vor 
allem ihren ‚Besitzstand‘ zu verteidigen. Überall macht sich „Status-
quo-Furcht“ der Mitglieder des Establishments breit.

2. Meinungsforschung und Politikwissenschaft

Die Prognosen der Meinungsforschungsinstitute lagen in beiden Fäl-
len – in Großbritannien wie in den USA, aber auch in Frankreich – 
ebenso falsch wie die Analysen der Politikwissenschaftler. Offenbar 
haben sich beide Seiten auf diejenigen eingestellt, die in der Lage sind, 
sich so zu artikulieren, dass ihre Meinung als ‚relevant‘ angesehen 
wird. Die „einfachen Leute“ (‚plebs‘), die sich – meist nicht so elo-
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quent wie die Mitglieder der Elite – allenfalls am Stammtisch über 
Politik äußern und bislang nicht zu Unrecht davon überzeugt waren, 
dass ihre Meinung niemanden interessieren und auf keinen Fall etwas 
verändern würde, wurden schlichtweg ignoriert. Sie ‚zählten‘ nicht, 
ihre Ansichten wurden für unerheblich erklärt. Die öffentliche Mei-
nung nahm davon allenfalls in Form von Leserbriefen, die als „demo-
kratisches Feigenblatt“ dienten, Kenntnis und beschäftigte sich im 
Übrigen vorwiegend mit sich selbst. Der ‚Stammtisch‘ wurde zum 
Zerrbild und als der Ort definiert, an dem alkoholisierte Menschen 
ihrem Frust und ihrer Wut heimlich Luft machen. Dabei ist jedoch 
nicht bedacht worden, dass das Internet inzwischen Möglichkeiten 
für Unzufriedene bietet, sich jenseits der „öffentlichen Meinung“ 
Gehör zu verschaffen („digitaler Stammtisch“). Zudem handelt es sich 
um Wahlberechtigte, die ihre Enttäuschung auch auf dem Stimmzet-
tel zum Ausdruck bringen können. Bislang konnte die „politische 
Klasse“ davon ausgehen, dass diese Unzufriedenen mangels Alterna-
tive entweder die etablierten Parteien wählen oder gar nicht erst zur 
Wahl gehen. Sobald sich bei den Wahlen jedoch politische Alterna-
tiven auftun, sinkt die Zahl der Nichtwähler auffällig, populistische 
Parteien verzeichnen Stimmengewinne, während die etablierten Par-
teien Stimmen verlieren. Die Arroganz der Macht hat sich womög-
lich verrechnet.

Der Frust der schweigenden Mehrheit

Insbesondere Trumps Wahlkampf, der auf Vorurteile, auf Diskrimi-
nierung von Minderheiten und nicht zuletzt auf Lügen, Verleumdun-
gen und Beleidigungen setzte, hat die Menschen in Europa und 
anderswo abgestoßen, aber auch aufgerüttelt. Tatsächlich wurde damit 
vor allem der Frust der „schweigenden Mehrheit“ der Amerikaner 
artikuliert, die sich als wirtschaftliche Verlierer der Globalisierung 
und in jeder Hinsicht Benachteiligte fühlen und sich zudem von einer 
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selbsternannten Elite bevormundet sehen. Ihnen wird nicht nur vor-
geschrieben, wie sie zu handeln und zu sprechen haben, sondern auch, 
wie sie denken sollen. Trump gerierte sich als Kämpfer gegen das 
Establishment, gegen Genderism und Political Correctness. Die Mas-
senmedien waren dabei zugleich seine größten Feinde und seine 
stärksten Unterstützer, indem sie dem politischen Enfant Terrible 
nahezu unbegrenzt Fernseh-Sendezeit und – durchaus auch nega-
tive – Presseberichterstattung widmeten. Trump kam bei den Wäh-
lern als erfolgreicher Geschäftsmann, geübter Entertainer und uner-
schrockener Wahlkämpfer an, der die Nöte der „kleinen Leute“ versteht 
und auch – in einer z. T. drastischen bis obszönen Sprache – sehr deut-
lich beim Namen nennt. Kurz vor der Präsidentenwahl gab Trump 
seine Kriegserklärung ab „an das Establishment in Washington und 
die Finanz- und Medienkonzerne, die es stützen. Unsere Bewegung 
stellt für sie eine existentielle Bedrohung dar. So etwas haben sie noch 
nie erlebt“.

Der regierungserfahrenen, aber kühlen Präsidentschaftskandida-
tin Hillary Clinton gelang es nicht, die Herzen der Wählerinnen und 
Wähler zu gewinnen. Weder konnte sie einen Plan gegen Einkom-
mens- und Jobverlust der Amerikaner vorweisen, noch stand sie – im 
Gegensatz zu ihrem demokratischen Konkurrenten Bernie Sanders  – 
glaubwürdig für soziale Gerechtigkeit ein. Die Tatsache, dass sie als 
Außenministerin dienstliche Korrespondenz auf einem privaten 
E-Mailkonto geführt hatte, schadete ihr. Quasi unwählbar wurde 
Clinton aber für die „kleinen Leute“ erst dadurch, dass sie ihrer Arro-
ganz freien Lauf ließ, indem sie im Wahlkampf die Trump-Anhän-
ger pauschal diskreditierte: „Krass verallgemeinert: Man kann die 
Hälfte der Trump-Unterstützer da hineinstecken, was ich einen Sack 
von Kläglichen nenne“. Sie sprach von diesen Menschen als „hoff-
nungslos, aber zum Glück sind sie nicht Amerika“. Auch ein Dementi 
am nächsten Tag konnte den Schaden, den diese überhebliche Aus-
sage angerichtet hatte, nicht wiedergutmachen. Sie verlor die Wahl. 
Hochmut kommt vor dem Fall!
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Wesentlich erfolgreicher war Emmanuel Macron bei der Wahl zum 
französischen Staatspräsidenten. Er gab sich als der jugendlich und 
modern wirkende Präsident für alle Franzosen. Sein wahres Gesicht 
– das eines ehemaligen Investmentbankers, der die „kleinen Leute“ 
verachtet – zeigte Macron jedoch, als er im Oktober 2017 beim Besuch 
einer Berufsschule über die Blockade protestierender Arbeitsloser 
sagte, die französischen Arbeiter sollten sich lieber eine neue Arbeit 
suchen als den „Laden aufzumischen“. Das französische Original zitat 
„foutre le bordel“ klingt allerdings deutlich vulgärer. Christian Jacob, 
der Fraktionsvorsitzende der bürgerlich-konservativen Republikaner 
in der französischen Nationalversammlung, hielt ihm daraufhin uner-
trägliche Arroganz vor. Die Linksparteien warfen Macron vor, alle 
Franzosen aus prekären Verhältnissen „zu verachten“.

Mit ähnlichem Schwung hat Sebastian Kurz, der 31 Jahre alte bis-
herige Außenminister, die Wahlen zum österreichischen National-
rat mit 31,47 % der Stimmen gewonnen. Mit einem kleinen Trick 
gelang es ihm, den Makel der alten Partei ÖVP loszuwerden. Nach-
dem er seine Partei dazu gebracht hatte, ihm Vollmachten zu geben, 
die bisher noch keinem Parteivorsitzenden (Bundesparteiobmann) 
zugestanden worden waren, trat er unter einem neuen Label an: „Liste 
Sebastian Kurz – die neue Volkspartei“. Kurz will die Idee der Volks-
partei zu einer breiten gesellschaftlichen Bewegung weiterentwickeln. 
Damit erinnert er ein wenig an Macron mit seiner Bewegung „En 
Marche!“. Offenbar sind die Menschen in Frankreich und in Öster-
reich der Machenschaften der etablierten Parteien überdrüssig. Wie 
in Neuseeland (Jacinda Ardern) wählen sie junge unverbrauchte Poli-
tiker – sehr zum Ärger der etablierten Parteifürsten.

3. Erziehungsfantasien

Ähnliche Probleme zeigen sich im übrigen Europa, wo die Menschen 
ebenfalls der Arroganz der Macht der sog. Elite, der ‚Regierungs oli-
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garchie‘, die sich für den berufenen Erzieher der ‚einfachen‘ Menschen 
hält, überdrüssig sind. Es ist aber keineswegs leicht, sich dem Zugriff 
dieser Erziehung zu entziehen. Die Schulen, aber auch die Erwachse-
nenbildung bieten sich für diese „Erziehung zum guten Bürger“ an. 
Mit Hilfe dieser ‚Hegemonieapparate‘ (Antonio Gramsci) gelingt es 
den Herrschenden, ihre Sicht der Dinge allgemeinverbindlich zu 
machen. Von dieser Warte aus wird nicht nur die Gegenwart, sondern 
auch die Vergangenheit beurteilt, konfiguriert und ggf. ‚korrigiert‘. 
Erst unter diesem Aspekt wird die Aktion des damaligen Bundesjus-
tizministers Heiko Maas (SPD) verständlich, der die Ver urteilungen 
homosexueller Männer durch bundesdeutsche Gerichte nach dem 
damaligen Paragraphen 175 StGB durch den Bundestag aufheben, die 
Betroffenen rehabilitieren und finanziell entschädigen ließ. „Aus heu-
tiger Sicht war das ein klarer Verstoß gegen die Menschenwürde und 
damit verfassungswidrig. […] Ein Rechtsstaat sollte auch die Kraft 
haben, seine eigenen Fehler zu korrigieren“. Dieser Vorgehensweise 
steht allerdings das in Art. 20 Grundgesetz festgelegte Gewaltentei-
lungsprinzip entgegen, das zu den wichtigsten Elementen des Rechts-
staatsprinzips gehört. Das Aufheben von Urteilen der unabhängigen 
Justiz ist nicht die Aufgabe der von der Exekutive beherrschten Legis-
lative.

Ein besonders krasses Beispiel für den Willen der Herrschenden 
zur Erziehung der Beherrschten zum ‚Guten‘ ist der „Bildungsplan 
2015“ der grün-schwarzen Landesregierung in Baden-Württemberg. 
Mit Hilfe der Schule sollen nicht nur die Schüler, sondern auch Leh-
rer und Eltern umerzogen werden. In den für Lehrer verpflichten-
den „zukunftsorientierten Leitprinzipien“ soll den Schülern die 
„Akzeptanz sexueller Vielfalt“ nahegebracht werden. Dabei geht es 
vor allem um die verschiedenen Formen des Zusammenlebens von 
und mit LSBTTI-Menschen: Die Schüler sollen über die „Vielfalt in 
der sexuellen Identität (Hetero-, Homo-, Bisexualität; Transsexuelle, 
Transgender und Intersexuelle)“ informiert werden und andere sexu-
elle Identitäten als die eigene akzeptieren und respektieren. Gegen 
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diese von vielen als „Generalangriff auf Familie und Gesellschaft“ 
empfundene Schulpolitik erhob sich jedoch so massiver Widerstand 
in der Bürgerschaft des Landes, dass Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (GRÜNE) den Entwurf zunächst zurückziehen musste; 
allerdings ist er in überarbeiteter Form im August 2016 dann doch 
zum Gesetz geworden. Die Befürchtungen der Gegner richten sich 
darauf, dass womöglich künftig auch bei schulfremden Angelegen-
heiten, wie z. B. bei der Vergabe öffentlicher Aufträge oder von For-
schungsgeldern an die Universitäten, LSBTTI-Belange und ‚Diver-
sity‘ (Antidiskriminierung) eine entscheidende Rolle spielen sollen.

Erziehung zur Demokratie

Niccolò Machiavelli (1469–1527) hat bereits im 16. Jahrhundert die 
erwachsenen Bürger, auf deren virtú (Tugend) der Staat angewiesen 
ist, zum Gemeinsinn erziehen wollen. Seither spielt die ‚Erziehung‘ 
der Bürger in allen politischen Systemen eine große Rolle. Nach dem 
Zusammenbruch des nationalsozialistischen Regimes 1945 hatte die 
US-amerikanische Besatzungsmacht die Erziehung der Deutschen 
zur Demokratie (reeducation to democracy) auf ihre Fahnen geschrie-
ben. In Vorschlägen einer amerikanischen Erziehungskommission 
von 1948 heißt es dazu: „Schon die Erhaltung einer Demokratie for-
dert von jedem einzelnen Bürger Wissen und klares soziales Zielbe-
wusstsein. Wie viel mehr gilt dies für ihren Aufbau von Grund aus! […] 
Das einzige und beste Werkzeug, um noch im gegenwärtigen Geschlecht 
in Deutschland eine Demokratie zu errichten, ist die Erziehung“. Vor 
dem Hintergrund der damaligen wie auch der heutigen Situation der 
Demokratie in den USA erscheint die Arroganz der amerikanischen 
Siegermacht, die hierin zum Ausdruck kommt, geradezu atemberau-
bend.

Zu dem Maßnahmenspektrum dieser Umerziehungspolitik gehör-
ten u. a. die Neustrukturierung der Medienlandschaft, die Orientie-
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rung der Schulreform an amerikanischen Vorbildern, die Einrichtung 
von Amerikahäusern und die Initiierung von Aus tausch programmen. 
An den westdeutschen Universitäten wurden Lehrstühle für Politi-
sche Bildung sowie für die Wissenschaft von der Politik (Politikwis-
senschaft) eingerichtet und mit ‚zuverlässigen‘ Professoren besetzt. In 
allen Besatzungszonen wurden Lizenzzeitungen herausgegeben, wie 
z. B. die Frankfurter Allgemeine Zeitung (US-Lizenz vom 1. August 
1945) oder die Süddeutsche Zeitung (US-Lizenz vom 6. Oktober 1945). 
Auch für den Spiegel, dessen erste Ausgabe am 4. Januar 1947 erschien, 
wurde eine Lizenz – in diesem Fall allerdings von der britischen Besat-
zungsmacht – erteilt. Für die Gründung bzw. Zulassung politischer 
Parteien war ebenfalls eine Lizenz der zuständigen Besatzungsmacht 
erforderlich. Es waren zunächst vier Parteien, die von den vier Sieger-
mächten in ihren Besatzungszonen erlaubt wurden: CDU, SPD, FDP 
und KPD, andere Parteien folgten später. 

In Fortsetzung der von den Alliierten begonnenen Bildungsarbeit 
beschloss die Ministerpräsidentenkonferenz der Länder im Februar 
1954, zentrale Einrichtungen für die staatsbürgerliche Bildungsar-
beit in allen Bundesländern ins Leben zu rufen. Die Bundeszentrale 
– 1952 als Bundeszentrale für Heimatdienst gegründet – sowie die 
Landeszentralen für Politische Bildung haben seither das Ziel, das 
Gedankengut der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu 
verbreiten und zu festigen sowie die Bereitschaft der Bürger zur poli-
tischen Mitarbeit zu stärken. Die Leitung der Bundeszentrale wird 
abwechselnd von Politikern der CDU und der SPD wahrgenommen. 
Durch das Bundesverfassungsgericht wurde die Bundeszentrale im 
September 2010 aus konkretem Anlass zu Ausgewogenheit und rechts-
staatlicher Distanz ermahnt. Ähnliche Aufgaben, wenn auch noch 
stärker auf die sie tragenden Parteien bezogen, nehmen die Partei-
stiftungen wahr, von denen die Konrad-Adenauer-Stiftung (CDU) 
und die Friedrich-Ebert-Stiftung (SPD) die bekanntesten sind. Die 
im Bundestag vertretenen Parteien erhalten hierfür staatliche Mit-
tel in beträchtlichem Umfang. Allein für 2017 wurden für die sechs 
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Parteistiftungen Bundesmittel in Höhe von 581 Mio. Euro genannt 
– eine merkwürdig anmutende Subvention für die Erziehungsarbeit 
(Propaganda) der politischen Parteien, für die es in anderen Län-
dern kaum Parallelen gibt.

Enttäuschung der Wähler

Als hilflose Reaktion auf den Wahlsieg Trumps werden von Politik 
und Medien ‚Horrorszenarien‘ entworfen, in denen das Menetekel 
vom Untergang Europas an die Wand gemalt wird. Hätten sich diese 
Prognosen bewahrheitet, wäre heute Marine Le Pen französische Prä-
sidentin, die AfD wäre stärkste Partei im Bundestag, niederländische, 
österreichische und italienische Populisten hätten enorme Stimmen-
gewinne erzielt. Zusammen mit der PiS-Regierung Polens und Vik-
tor Orbáns Fidesz-Regierung in Ungarn würden sie Europa ‚zerstö-
ren‘. Nichts von dem ist eingetroffen, auch wenn populistische Parteien 
an Boden gewonnen haben. Der offiziell hochgelobten EU, deren Pro-
tagonisten immer mehr Kompetenzen nach Brüssel verlagern und 
die das Selbstbestimmungsrecht des Volkes in den Mitgliedstaaten 
geringachten, schlägt dennoch Ablehnung, partiell sogar Widerwille 
entgegen. Das ist zwar an sich kein neues Phänomen, wird jetzt aber 
vor dem Hintergrund der politischen Turbulenzen erst richtig wahr-
genommen. Die europäische Idee ist in Gefahr, durch die arroganten 
Eliten großen Schaden zu nehmen.

Tatsächlich ist das Misstrauen gegenseitig, wir leben in einer 
„Misstrauensgesellschaft“ (Rosanvallon). Viele Menschen sind von 
den Politikern tief enttäuscht, die ihnen jahrzehntelang „ein X für 
ein U“ vorgemacht haben. Sie glauben ihren Verlautbarungen und 
denen der meisten Medien nicht mehr. Vor allem den jüngeren Bür-
gern erscheinen Volksparteien als „Endmoränen eines vergangenen 
Jahrhunderts“ (Wolfgang Merkel). Erschwerend kommt ein Kom-
munikationsproblem hinzu: Die Parteien sprechen und verstehen 


